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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/18115 - wird unverändert angenom-
men. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/18115, wurde durch das Plenum am 
19. März 2026 zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Schule und Bildung und 
zur Mitberatung an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend sowie den Haushalts- und 
Finanzausschuss überwiesen. 
 
Die Landesregierung führt im Gesetzentwurf aus, dass die Förderung der deutschen Sprache 
in den ersten Lebensjahren ein entscheidender Faktor für den späteren schulischen Erfolg von 
Kindern sei. Eine sehr frühzeitige, gezielte sprachliche Förderung habe signifikante und lang-
fristige Effekte auf die sprachliche, kognitive und soziale Entwicklung und führe besonders bei 
Kindern mit (nicht behinderungsbedingten) Sprachentwicklungsverzögerungen zu nachhalti-
gen Verbesserungen. Auf diese Weise sollen Bildungsungleichheiten bereits vor Eintritt in die 
Schullaufbahn reduziert und die Chancengleichheit im Bildungssystem verbessert werden. 
Sprachkompetenz sei eine Schlüsselressource für Bildungserfolg und Grundvoraussetzung für 
schulisches Lernen. Kinder mit eingeschränkten Deutschkenntnissen starteten mit systemati-
schen Nachteilen – vor allem in Lesen, Mathematik und sozialer Teilhabe. 
 
Um ein höheres Maß an Chancengerechtigkeit bereits zum Schulstart zu erreichen, sollen 
daher so genannte ABC-Klassen (verpflichtende schulische Vorkurse zur Förderung der 
Sprachkompetenz) eingerichtet werden. Diese ergänzten gezielt den ganzheitlichen Erzie-
hungs- und Bildungsansatz der Kindertageseinrichtungen. 
 
Gegenstand des vorgelegten Gesetzentwurfs ist daher die Einführung von ABC-Klassen (ver-
pflichtende schulische Vorkurse zur Förderung der Sprachkompetenz) für Kinder, bei denen 
im Rahmen der Anmeldung zu einer Schule mit Primarstufe festgestellt wurde, dass sie nicht 
über die für die Mitarbeit im Unterricht erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse verfügen. 
Der Zeitpunkt der Schulanmeldung und damit der Sprachstandserhebung werde dafür auf das 
Frühjahr des Kalenderjahres vor Einschulung vorgezogen. Die schulischen Vorkurse sollen in 
dem Schuljahr stattfinden, das der Aufnahme in die Schule vorausgeht.  
 
Flankierend werde zudem die Möglichkeit geschaffen, dass Kinder, deren Lernvoraussetzun-
gen prognostisch für einen erfolgreichen Schulbesuch zunächst nicht ausreichen, bereits im 
Rahmen ihres ersten Schulbesuchsjahres über eine spezielle Form der individualisierten För-
derung gezielt unterstützt werden. Diese Entscheidung werde regelmäßig, spätestens bis zum 
Ende des ersten Schuljahres überprüft und vor dem Hintergrund des Leistungsstandes und 
der Leistungsentwicklung des Kindes angepasst.  
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Schule und Bildung hat am 20. Mai 2026 eine gemeinsame Anhörung mit 
dem mitberatenden Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend zu diesem Gesetzentwurf 
durchgeführt.  
 
Zur Anhörung des Gesetzentwurfs lagen folgende Stellungnahmen vor: 
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Urheber/in Stellungnahme 

Daniela Schneckenburger 
Städtetag NRW 
Köln 

 
18/3778 
18/3672 

 

Dr. Kai Zentara 
Landkreistag NRW 
Düsseldorf 
 

18/3708 

Cora Ehlert 
Städte- und Gemeindebund NRW 
Düsseldorf 
 

18/3778 
18/3672 

Professor Dr. Timm Albers  
Universität Paderborn 
 

18/3794 

Professorin Dr. Renate Zimmer 
Universität Osnabrück 
 

18/3796 

Maren Cordes 
Der Paritätische  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Wuppertal 
 

18/3800 

Stefan Spieker  
Fröbel e.V. 
Haus des Lehrers 
Berlin 
 

18/3783 

Anne Deimel 
Verband Bildung und Erziehung NRW 
Dortmund 
 

18/3782 

Michael Kutz 
Der Kinderschutzbund  
Landesverband NRW e.V. 
Wuppertal 
 

18/3795 

Margit Dreischer 
Bezirksregierung Arnsberg 
Arnsberg 

18/3773 

Hinrich Pich 
Landeselternkonferenz NRW  
(LEK NRW) 
Sankt Augustin 

18/3762 

 
Zudem haben die Sachverständigen Dr. Seyran Bostancı, Nationalen Diskriminierungs- und  
Rassismusmonitor (NaDiRa) sowie Caroline Lensing, GEW NRW an der Anhörung teilgenom-
men. 
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Der Landesintegrationsrat, der DGB NRW, die komba Gewerkschaft, LEB NRW sowie der 
Deutsche Kitaverband haben jeweils eine zusätzliche Stellungnahme 18/3780, 18/3785, 
18/3801, 18/3802 sowie 18/3804 abgegeben. 
 
Das Wortprotokoll der Anhörung vom 20. Mai 2026 liegt als Ausschussprotokoll APr 18/1225 
vor. 
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Schule und Bil-
dung am 8. Juli 2026, die abschließende Beratung und Abstimmung am selben Tage. 
 
Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprach sich für die Einführung verbindlicher 
Sprachförderung aus und betonte, dass die Debatte rund um das 18. Schulrechtsänderungs-
gesetz durchaus Vorteile habe. Man werde einen Entschließungsantrag seitens der regie-
rungstragenden Koalition zum nächsten Plenum einbringen, der aufgrund dieser Debatte den 
weiteren Weg in die Zukunft aufzeige. So solle z.B. der Beförderungsaufwand für die Kinder 
so gering wie möglich gehalten werden und die Kooperationen zwischen KiTas, Grundschulen 
und Kommunen auf Augenhöhe stattfinden. Darüber hinaus würden in Zukunft auch in weite-
ren Rechtserlassen Details geregelt, die sich aus der Debatte ergeben haben. 
 
Die Fraktion der SPD teilte mit, dass man dem Gesetzentwurf nicht zustimmen werde. Geset-
zesentwürfe seien zudem nicht dafür da, derartige gesellschaftliche Debatten auszulösen. Au-
ßerdem sei es nicht gut, dass der Entschließungsantrag nicht schon zur abschließenden Sit-
zung des Ausschusses vorliege. Der Gesetzentwurf gehe an der Realität vorbei und werde bei 
Anwendung wahrscheinlich für Probleme sorgen. Eine Reparatur über einen Entschließungs-
antrag werde sicher nicht zielführend sein. 
 
Die Fraktion der CDU hob hervor, dass man dem Gesetzentwurf zustimmen werde, weil die 
Landesregierung nicht nur eine große Reform des Kinderbildungsgesetztes vorantreibe, son-
dern nun endlich auch die Sprachförderung reformieren wolle. KiTa und Grundschule seien 
keine Gegensätze, sondern zwei Puzzlestücke in diesem gemeinsamen System. Beide wür-
den einen wichtigen Beitrag leisten und nur zusammenwirken. Der juristische Anker für die 
Sprachförderung befinde sich allerdings im Schulgesetz. Der Entschließungsantrag bringe zu-
dem mehr Klarheit für die weiteren Details wie z.B. den Transport der Kinder. Die Kooperatio-
nen zwischen KiTas und Grundschulen seien vielfältig und sollen auch bei der Sprachförde-
rung mit dem Gesetzentwurf nun weiter verbessert werden. 
 
Die Fraktion der FDP erklärte, dass man den Entschließungsantrag nicht kenne und in der 
abschließenden Sitzung im Fachausschuss nun nicht darauf eingehen könne. Der Gesetzent-
wurf gehe in eine völlig falsche Richtung. Dies habe auch die Anhörung eindeutig gezeigt, da 
viele Sachverständige die Stärkung der KiTas bevorzugen. Das Problem sei nicht nur der Ort 
der Sprachförderung, auch die Frage des Personals sei weiterhin ungelöst. Zudem kritisiere 
man das parlamentarische Verfahren, weil ein Entschließungsantrag zu einem Gesetzesent-
wurf ungewöhnlich sei. Hier hätte man sich ein anderes parlamentarisches Verfahren ge-
wünscht. Man werde daher dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 
 
Die Fraktion der AfD betonte, dass viele Grundschüler bei der Rechtsschreibung und beim 
Lesen scheitern. Aber der Grund sei die Massenzuwanderung von integrationsunwilligen 
Fremden und nicht die in der Debatte genannten Gründe. Diese Migranten kämen nach 
Deutschland und könnten die deutsche Sprache nicht. Migration sei daher die wahre Ursache 
der Probleme. Man werde sich daher bei der Abstimmung zum Gesetzentwurf enthalten.  
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1268 
verwiesen.  
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Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 9. Juni 2026 
seine Beratungen abgeschlossen. Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen der SPD und der FDP bei Enthaltung der Fraktion der AfD mehrheitlich angenommen. 
 
Der mitberatende Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat in seiner Sitzung am 8. Juli 
2026 seine Beratungen abgeschlossen. Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der FDP bei Enthaltung der Fraktion der AfD mehrheitlich angenom-
men. 
 
Über den Gesetzentwurf, Drucksache 18/18115 wurde im Ausschuss für Schule und Bildung 
am 8. Juli 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und der FDP bei 
Enthaltung der Fraktion der AfD mehrheitlich angenommen. 
 
 
Florian Braun 
Vorsitz 


